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LANDESARBEITSGERICHT 

RHEINLAND-PF �U.i<-"-K. ��---;:-r,
Rücksprache Wiedervorlage ► 

IM NAMEN DES VOL 

BESCHLUSS 

DGB Rechtsschutz GmbH 

Büro Mainz 

In dem Beschlussverfahren unter Be eü�ung 

 

21 APR. 2020 

Fns:en.,.. /e„rn1ne Bearbeitet 

- Antragsteller und Beteiligter zu 1 und Beschwerdegegner -

Verfahrensbevollmächtigte/r: DGB Rechtsschutz GmbH Büro Mainz, handelnd 
durch Rechtssekretär Hans-Dieter Hartig, 
Kaiserstraße 26-30, 55116 Mainz 

- Beteiligte zu 2 und Beschwerdeführerin -

3.  

- Beteiligter zu 3 -

Verfahrensbevollmächtigte/r: zu 2:  

hat die 7. Kammer des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz auf die mündliche 
Anhörung vom 29. Januar 2020 durch die Vorsitzende Richterin am 
Landesarbeits­gericht als Vorsitzende und die ehrenamtliche Richterin und den 
ehrenamtlichen Richter  als Beisitzer beschlossen: 
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1. Die Beschwerde der Beteiligten zu 2) gegen den Beschluss des Arbeits­

gerichts Koblenz vom 8. Mai 2019, Az.: 7 BV 72/18, wird zurückgewie­

sen.

2. Die Rechtsbeschwerde wird nicht zugelassen.

Gründe 

1. 

Die Beteiligten streiten über Fahrt- und Parkkosten zur Betriebsräteschulung 

am 29. August 2018. 

Der Beteiligte zu 1) ist der Vorsitzende des aus fünf Mitgliedern bestehenden, im 

April 2018 gewählten Betriebsrats (Beteiligter zu 3) im Betrieb der Beteiligten zu 2)

in A. Er gehörte, ebenso wie drei weitere Betriebsratsmitglieder, dem zu� 

vor bestehenden Betriebsrat nicht an. 

Unter dem 16. Juli 2018 lud die ver.di den Beteiligten zu 3) ,,zur Tagesschulung am 

Mittwoch 29.08.2018 ab 10:00 Uhr Verdi Saarbrücken" ein. In diesem Einladungs­

schreiben (Blatt 7 der Akte) heißt es: 

,,Hiermit Jaden wir die Betriebsräte für das G. und W. in RLP und Saar­
land nach§ 37 Abs. 2 u. 6 BetrVG zu einer Tagesschulung ein. 
Thema sind die derzeitigen Tarifgespräche mit dem Arbeitgeberverband zu einem 
Bundesmante/tarifvertrag. 
Wir werden den aktuellen Stand und auch die noch gültigen Länderspezifischen 
Tarifverträge und die Auswirkungen auf die Betriebsratsarbeit nach § 80 BetrVG 
erläutern. 
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Der Schulungsinhalt entspricht den gesetzlichen Bestimmungen zur Freistellung 
nach dem BetrVG. 
Die Schulungskosten (Fahrtkosten und Freistellung) sind vom Arbeitgeber entspre­
chend den Vorschriften der§ 37 BetrVG in Verbindung mit§ 40 BetrVG zu tragen." 

Am 17. Juli 2018 fasste der Beteiligte zu 3) folgenden Beschluss (Blatt 5 der Akte): 

„Der Betriebsrat hat in seiner Sitzung am 17.07.2018 beschlossen 

Mitglieder 

D., 
B.,
K.,

T., 
S., 

,,auf eine Schulungsveranstaltung der ver.di mit dem Thema: 

Thema: derzeitige Tarifgespräche mit dem Arbeitgeberverband zum Bundes­
manteltarifvertrag und seine Auswirkungen nach § 80 BetrVG 

gemäß § 37 Abs. 6 BetrVG und§ 40 BetrVG zu schicken. 

Die Veranstaltung findet statt am 29.08.2018 
in Saarbrücken 

Die in dem oben genannten Seminar vermittelten Kenntnisse sind für eine sach­
und fachgerechte Betriebsratstätigkeit gemäß,§ 37 Abs. 6 BetrVG erforderlich. Die 
betrieblichen Belange hinsichtlich der zeitlichen Lage der Schulungsveranstaltung 
wurden berücksichtigt. 
Sollten wir innerhalb der nächsten 14 Tage nicht von Ihnen hören, gehen wir davon 
aus, dass der Seminarteilnahme aus Ihrer Sicht nichts entgegenstehf'. 

Unmittelbar im Anschluss an diesen Betriebsratsbeschluss wurde die Beteiligte zu 

2) vom Beteiligten zu 3) unterrichtet, wobei mit Datum vom 24. Juli 2018 seitens des

Beteiligten zu 1) ein Antrag auf die Genehmigung einer Dienstreise mit einem Miet-· 

wagen (Blatt 6 der Akte) gestellt wurde. 

Eine Reaktion seitens der Beteiligten zu 2) erfolgte nicht. In der Vergangenheit hatte 

die Beteiligte zu 2) inhaltsgleiche Schulungen jährlich genehmigt. 
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die Schulungsteilnahme sei erforderlich gewesen, da er schulungsbedürftig gewe­

sen sei, Schulungsinhalt der eintägigen Schulung seien die Auswirkungen der län­

derspezifischen Tarifverträge auf die Betriebsratsarbeit nach§ 80 BetrVG gewesen. 

Insoweit. handele es sich um eine aktuelle Problematik, für die er bislang keine 

Schulungsveranstaltung besucht habe. Auf der Tagesschulung seien folgende The­

men behandelt worden: rechtliche Möglichkeiten des Betriebsrats bei der Mitbestim­

mung unter Berücksichtigung des Bundesmanteltarifvertrags sowie der Landesver­

träge, welche Informationen aus den laufenden Tarifverhandlungen dürften Be­

triebsräte an die Belegschaft weitergeben und welche nicht, Verhalten des Betriebs­

rates in einer Streikphase in Bezug auf die Ausübung von Mitbestimmungsrechten, 

Rechte der Mitarbeiter in der Streikphase sowie Betriebsratsmitglieder als Binde­

glied während der Verhandlungsphase zwischen Belegschaft und Arbeitgeber. 

Diese Themen seien ganztägig in Gesprächen zwischen den 

Schulungsteilnehmern und dem Gewerkschaftssekretär R. behandelt worden. 

Nachdem die Beteiligte zu 1) in der Vergangenheit inhaltsgleiche Schulungen ge­

nehmigt habe, könne zumindest verlangt werden, dass vor der Schulungsteilnahme 

eine Äußerung der Beteiligten zu 2) erfolge. Insgesamt sei es als treuwidrig anzu­

sehen, Bedenken gegen eine Schulungsteilnahme trotz ordnungsgemäßer Unter­

richtung erst nach Durchführung der Schulungsveranstaltung anzuführen. 

Der Beteiligte zu 1) hat erstinstanzlich beantragt, 

die Beteiligte zu 2) zu verpflichten, an ihn 119,80 € netto nebst Zinsen in 

Höhe von 5 %-Punkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu 

zahlen. 

Die Beteiligte zu 2) hat beantragt, 

den Antrag zurückzuweisen. 

- 6 -





































- 23 -

Rechtsbehelfsbelehrung 

Auf die Möglichkeit, die Nichtzulassung der Rechtsbeschwerde selbständig durch 
Beschwerde anzufechten (§ 92 a ArbGG), wird hingewiesen. 

   

Hinweis: 
Das Bundesarbeitsgericht bittet, sämtliche Schriftsätze, die in Papierform versendet 
werden, in 7-facher Ausfertigung bei dem Bundesarbeitsgericht einzureichen. 

Beglaubigt: 

Es wird beglaubigt, dass der Inhalt der Abschrift mit 
der Urschrift übereinstimmt. 

' 

 Justizinspektorin 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 




